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Drudcsachc Nr, 1291 


Der Bundesminister 

der Finanzen Bonn, den 9. August 1950 

III A- V 1561 - 93/50 


All den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Anfrage Nr. 107 der Abgeordneten Freudenberg 
und Genossen über Verbrauchsteuer -Neuordnung 
und Steuervergünstigung für Rauchtabak mit 
Beimisdhung von Inlandstabak -Nn 1232 der 
Drucksachen -• 

Zu 1. der Anfrage weise Idi auf das Schreiben des Herrn Bundes- 
kanzlers vom 26. Juli 1 950 B K 2112/50 II -Nr. 1252 der Druck- 
sachen - hin. 

Zu 2. der Anfrage: Die früheren Steuerermäßigungen der §§ 99, 100 
TabStDB. für Zigaretten und Feinschnitt, zu deren Herstellung 
mindestens 50 v. H. Inlandstabak verw^endet w^urden, sind mit 
Wirkung vom 17. Mai 1946 durch Artikel V des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 26 vom 10. Mai 1946 (Amtsbl. des KR S. 146) auf- 
gehoben worden. Sie beruhten auf der Ermäditlgung des § 69 
TabStG, der durch Artikel 129 Grundgesetz aufgehoben ist und 
können danach nur durch ein Gesetz wieder eingeführt werden. 
Das ist nur im Rahmen einer Gesamtänderung des Tabaksteuer- 
gesetzes möglich, bei der auch die frühere Relation in der Be- 
lastung der verschiedenen Tabakerzeugnisse wüederhergestellt 
werden müßte. 

Es soll den deutschen Tabakbauern aber dadurch geholfen 
werden, daß für Feinschnitt und Zigaretten, bei deren Herstel- 
lung mindestens 30 v. H. Inlandstabak verwendet werden, Preis- 
klassen festgelegt werden, die unter den jetzt geltenden Mindest- 
preisklassen liegen. Es ist dementsprechend auf Grund von § 3 
Absatz 2 TabStG. eine Verordnung über Preisklassen für Tabak- 
erzeugnisse entworfen worden, die 

a) für feingeschnittenen Rauchtabak eine besondere Preisklasse 
von DM 32, — das kg und 

b) für Zigaretten eine besondere Preisklasse von 8^/2 Pf das Stück 
vorsieht, 

sofern zur Herstellung nachweislich Tabakblätter inländischer 
Herkunft in einer Mindestmenge von 30 v. H. der verarbeiteten 
Rohstoffe verwendet worden sind. 

Der Verordnungsentwurf ist am 3. August 1950 dem Bundes- 
minister der Justiz zur Prüfung der Rechtsförmlichkeit über- 
sandt worden. Er wird danach dem Bundesrat vorgelegt werden, 
dessen Zustimmung nach Artikel 80 Absatz 2 Grundgesetz er- 
forderlich ist. 


In Vertretung 
Hartmann 
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